
 

 

 

AUFFORDERUNG ZUR STELLUNGNAHME 

ZU EINER INITIATIVE (ohne Folgenabschätzung) 

Mit diesem Dokument sollen Öffentlichkeit und Interessenträger über die Arbeit der Kommission informiert werden und so die 
Möglichkeit erhalten, Rückmeldung zu geben und sich effektiv an Konsultationen zu beteiligen. 

Sie sind aufgefordert, sich zur Einschätzung des Problems durch die Kommission und zu möglichen Lösungen zu äußern und 
uns alle sachdienlichen Informationen vorzulegen.  

BEZEICHNUNG DER INITIATIVE Halbzeitüberprüfung der Strategie für eine verstärkte Anwendung der 
Grundrechtecharta in der EU 

FEDERFÜHRENDE GD – 

ZUSTÄNDIGES REFERAT  
DG JUST – C2 (Grundrechtspolitik) 

VORAUSSICHTLICHE ART DER 

INITIATIVE 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 

VORLÄUFIGER ZEITPLAN Q4-2025 

WEITERE ANGABEN Ihre Rechte in der EU – Europäische Kommission 

Dieses Dokument dient nur der Information. Es greift der abschließenden Entscheidung der Kommission über die 
Weiterverfolgung dieser Initiative oder über deren endgültigen Inhalt nicht vor. Alle Aspekte der in diesem Dokument 
beschriebenen Initiative, einschließlich ihres zeitlichen Ablaufs, können sich ändern. 

 

A. Politischer Kontext, Problemstellung und Subsidiaritätsprüfung 

Politischer Kontext  

Im Dezember 2020 legte die Kommission ihre Strategie für eine verstärkte Anwendung der Grundrechtecharta in 
der EU (im Folgenden „Charta-Strategie“) vor. Um sicherzustellen, dass die Charta zu einer Realität für alle wird, 
werden in der Strategie Maßnahmen für eine verstärkte Umsetzung und Anwendung der Charta in 
Zusammenarbeit mit den Interessenträgern bis 2030 dargelegt. Eines der wichtigsten vorzulegenden Dokumente 
ist der jährliche Bericht über die Anwendung der Charta. Seit 2021 wird in den Berichten über die Anwendung der 
Charta ein thematischer Ansatz verfolgt und ein genauer Überblick über die Anwendung der Charta in einem 
bestimmten politischen Kontext geboten. 

Nach der Charta-Strategie muss die Kommission auch im Jahr 2025 über ihre Umsetzung Bericht erstatten. Der 
Umsetzungsbericht soll in Form des diesjährigen Berichts über die Anwendung der Charta als Halbzeitüberprüfung 
der Strategie vorgelegt werden. Anstatt ein neues bereichspezifisches Thema zu präsentieren, wird im Bericht 
beschrieben, was zwischen 2020 und 2025 für eine verstärkte Anwendung der Charta auf EU-Ebene und in den 
Mitgliedstaaten unternommen wurde, und die verbleibenden Herausforderungen erörtert. Falls dies angesichts 
der Ergebnisse der Prüfung erforderlich ist, kann die Kommission auch weitere Maßnahmen ankündigen, um 
verstärkt auf ermittelte Lücken und Bedürfnisse vor Ort zu reagieren.  

Gegenstand der Initiative  
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Nach Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union (EUV) ist die Charta rechtlich gleichrangig mit den 
Gründungsverträgen der EU. Nach Artikel 51 Absatz 1 der Charta gilt sie für die EU-Institutionen immer und für 
die Mitgliedstaaten bei der Durchführung des EU-Rechts. Trotz der Bedeutung der Charta zeigen Studien und 
Konsultationen nach wie vor, dass die allgemeine Bevölkerung und Angehörige der Rechtsberufe keine 
ausreichenden Kenntnisse über die Charta besitzen und nicht wissen, wann sie Anwendung findet. Das kann sich 
auf die Umsetzung und Anwendung der Grundrechte in der EU und damit auch auf die Anwendung der Grundwerte 
der EU nach Artikel 2 EUV auswirken. Eine Eurobarometer-Sonderumfrage zur Charta der Grundrechte (Nr. 487) 
aus dem Jahr 2019 bestätigte die allgemeine Unkenntnis. Im Frühjahr 2025 wird eine neue Ausgabe dieser 
Eurobarometer-Umfrage ausgearbeitet, um neue Daten über den Bekanntheitsgrad der Charta einzuholen. Die 
Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) erhebt kontinuierlich Daten zu Problemen, die bei der 
Anwendung der Charta auftreten. Dies geschieht insbesondere durch Kontaktaufnahme mit den betroffenen 
Interessengruppen. Die unzureichende Umsetzung und Anwendung der Charta spiegelt sich auch in 
Beschwerden und Vertragsverletzungsverfahren wider. So erhält die Kommission laufend Beschwerden von 
Einzelpersonen über potenzielle Grundrechtsverletzungen. Die Kommission ruft wegen Verstößen gegen das EU-
Recht, einschließlich der Charta, regelmäßig den Gerichtshof der Europäischen Union an. 

Um die wirksame Umsetzung und Anwendung der Grundrechtecharta zu unterstützen, hat die Kommission im 
Jahr 2020 die Strategie für eine verstärkte Anwendung der Grundrechtecharta in der EU angenommen. Die von 
2020 bis 2030 gültige Strategie zielt auf eine verstärkte Anwendung der Grundrechte durch gezielte Maßnahmen 
ab, zu deren Ergreifung sich die Kommission in Zusammenarbeit mit den wichtigsten Interessenträgern verpflichtet 
hat. Die Maßnahmen der Strategie beruhen auf einer Analyse der Bedürfnisse der Interessenträger und der 
ermittelten Ursachen für die unwirksame Anwendung der Charta. Die Halbzeitüberprüfung der Strategie ermöglicht 
es der Kommission, die Umsetzung dieser Maßnahmen zu prüfen und erforderlichenfalls die Einführung neuer 
oder die Fortsetzung bestehender Maßnahmen für die zweite Hälfte der Umsetzung der Strategie anzukündigen. 
Da die Rückmeldungen der Interessenträger nach wie vor darauf hindeuten, dass weitere Maßnahmen notwendig 
sind, um die wirksame Anwendung der Charta in der EU zu unterstützen, ist eine Verbesserung bei der 
Anwendung der Charta ohne ein weiteres Tätigwerden der EU unwahrscheinlich.  

Grundlage für das Tätigwerden der EU (Rechtsgrundlage und Subsidiaritätsprüfung)  

 

Rechtsgrundlage 

Artikel 17 Absatz 1 EUV (in Verbindung mit Artikel 2 EUV) 

Notwendigkeit eines Tätigwerdens der Union 

Die Europäische Kommission ist am besten in der Lage, die Umsetzung ihrer politischen Strategie zu beurteilen. 
Nach der Einschätzung zum Zeitpunkt der Annahme der Charta-Strategie im Jahr 2020 ist es nicht ausreichend, 
dass die festgelegten Maßnahmen nur von den Mitgliedstaaten auf zentraler oder regionaler und lokaler Ebene 
ergriffen werden. Vielmehr müssen sie durch Maßnahmen und Koordinierung auf EU-Ebene ergänzt werden. Ein 
Tätigwerden auf EU-Ebene ist notwendig, damit wichtige Interessengruppen (Mitgliedstaaten, Zivilgesellschaft 
und Menschenrechtsverteidiger, Angehörige der Rechtsberufe und andere EU-Institutionen) gezielte Maßnahmen 
für die verstärkte Anwendung der Charta ergreifen und sich dabei auf Berührungspunkte ihrer Arbeit stützen 
können. Die Beteiligung der Kommission ermöglicht den Austausch von bewährten Verfahren, Erkenntnissen und 
Ressourcen innerhalb der gesamten EU. Im Rahmen der Halbzeitüberprüfung der Charta-Strategie wird die 
Wirksamkeit dieses Ansatzes geprüft und gegebenenfalls neue oder verbesserte Maßnahmen vorgeschlagen, um 
bestehende nationale Maßnahmen durch ein gezieltes Tätigwerden auf EU-Ebene zu ergänzen. 

B. Zweck und Ansatz der Initiative  

Die Halbzeitüberprüfung beruht auf der Verpflichtung in der Charta-Strategie, nach der die Kommission 2025 über 
die Umsetzung der Strategie berichten muss. Durch die Überprüfung kann die Kommission beurteilen, inwieweit 
die Maßnahmen der Strategie umgesetzt werden und ob die Interessenträger ihre Umsetzung als wirksam 
bewerten. Da die Überprüfung als Mitteilung an den Rat und das Europäische Parlament veröffentlicht wird, kann 
die Kommission bei Bedarf neue oder verbesserte politische Maßnahmen für die verbleibende Gültigkeitsdauer 
der Strategie (2026-2030) ankündigen. Diesen lägen dann die bei den Konsultationen ermittelten Lücken und 
Bedürfnissen zugrunde.  

Voraussichtliche Auswirkungen 

Die möglichen neuen Maßnahmen werden die Kommission und die wichtigsten Interessengruppen 
(Mitgliedstaaten, Zivilgesellschaft und Menschenrechtsverteidiger, Angehörige der Rechtsberufe, andere EU-
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Institutionen und die Öffentlichkeit) betreffen. Sie dürften sich positiv auf die Umsetzung und Anwendung der in 
der Charta verankerten Grundrechte auswirken. Wie die ursprüngliche Strategie werden die Maßnahmen 
nationalen, regionalen und lokalen Behörden, der Zivilgesellschaft und Menschenrechtsverteidigern, der 
Öffentlichkeit und EU-Bediensteten zugutekommen. Insbesondere durch die Einbeziehung der nationalen Charta-
Kontaktstellen und der von der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) bereitgestellten 
spezifischen Informationen über die Mitgliedstaaten will die Kommission sicherstellen, dass die geplanten 
Maßnahmen den Bedürfnissen der verschiedenen Interessengruppen in den Mitgliedstaaten entsprechen. 
Aufgrund des breiten Anwendungsbereichs der Charta könnten die möglichen neuen Maßnahmen zur Umsetzung 
verschiedener Ziele für nachhaltige Entwicklung beitragen. 

Monitoringplan 

Im Einklang mit der Charta-Strategie plant die Kommission für 2030 in Zusammenarbeit mit den wichtigsten an 
der Durchsetzung der Charta beteiligten Akteuren eine Bestandsaufnahme, bei der die Fortschritte in Bezug auf 
Bekanntheitsgrad und Nutzung der Charta bewertet werden. Wie während der ersten Hälfte der Umsetzung der 
Strategie sollen durch regelmäßigen Austausch kontinuierlich Rückmeldungen von den wichtigsten 
Interessengruppen eingeholt werden. 

C. Bessere Rechtsetzung 

Folgenabschätzung  

Die Mitteilung umfasst eine Prüfung der Umsetzung einer politischen Strategie und legt erforderlichenfalls weitere 
politische Maßnahmen dar. Diese bilden einen allgemeinen strategischen Rahmen, der mehrere Maßnahmen 
beinhaltet. Eine Folgenabschätzung ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht erforderlich. Bei Bedarf wird eine 
solche jedoch einzeln für jede Maßnahme/Initiative durchgeführt. 

Konsultationsstrategie  

Es wird eine Faktengrundlage geschaffen, indem im Frühjahr 2025 in gezielten Konsultationen Beiträge der 
Interessenträger eingeholt werden. 

Die gezielten Konsultationen werden mit den wichtigsten Interessengruppen durchgeführt, darunter: 

• die Mitgliedstaaten (über die Gruppe „Grundrechte, Bürgerrechte und Freizügigkeit“ (FREMP), die sich 
im Mai 2025 über dieses Thema austauschen wird), 

• die Charta-Kontaktstellen, 

• Angehörige der Rechtsberufe und Anbieter von juristischen Aus- und Fortbildungsmaßnahmen 
(Konsultation erfolgt über ihre europäischen Netze), 

• die Zivilgesellschaft und Menschenrechtsverteidiger (über die Grundrechteplattform der FRA), 

• das Europäische Netzwerk der Nationalen Menschenrechtsinstitutionen (ENNHRI), das Europäische 
Netzwerk für Gleichbehandlungsstellen (Equinet) und das Europäische Verbindungsnetz der 
Bürgerbeauftragten. 

• Die Kommission wird auch eine freiwillige Konsultation mit dem Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen organisieren. Im Rahmen dieser Veranstaltung 
werden Rückmeldungen der Zivilgesellschaft und der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften in 
Form von Fragebögen und mündlichen Befragungen eingeholt. 

• Eine weitere Konsultation könnte in Zusammenarbeit mit dem Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, 
Justiz und Inneres des Europäischen Parlaments organisiert werden. 

• Die Kommission wird mit einschlägigen internationalen Organisationen (Vereinte Nationen, Europarat) 
zusammentreffen. 

• Es wird eine Aufforderung zur Stellungnahme veröffentlicht, um Meinungen aus der Öffentlichkeit 
einzuholen. 

Die Konsultationen werden über die oben genannten Netze der Interessenträger verbreitet, an denen die 
Kommission sich regelmäßig beteiligt. 

 


